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Der 8(] Senat des Bundessozialgeriehts hat am 160 Mai

1968 ohne mündliche Verhandlung durch

Bundesrichter S o n n e n b e r g
— Vorsitzender _?

Bundesrichter P e t e r s 0 n?
Bundesrichter Dr° S c h w a n k h a r t9

Bundessozialrichter Dro D e i t c r und

Bundessozialrichter H 6 n l c

für Recht erkännt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Landessozialgcrichts Berlin vom 240 Juli 1967 aufgew

hoben°

Die Sache wird zu neuer Entscheidung an das Landes—

sozialgericht zurückverwicsen0

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


G r ü n d e :‚...—.- ———— .. ...—_

Der Ehemann der Klägerin? Alfred OQEJ:II;(OO), erhielt9

zuletzt aufgrund des Bescheides des Versorgungsamts II Berw

lin vom 13» Oktober 19549 "wegen Endangiitis obliterans
(chronische allgemeine9 verengende Gefäßinnenhautentzändung)

als Schädigungsfolge 1080 der abgegrenzten Verschlimmerung"

eine Versorgungsrente nach einer Minderung der Erwerbsfähig—

keit (MdB) um 40 VCH° Er starb am 160 Januar 1955 an einer

allgemeinen Gefäßerkrankungo ;' V ‘

Den Antrag der Klägerin9 ihr eine Witwenrente zu gewähren9

lehnten die Versorgungsbehörden durch die Bescheide vom

50 Oktober 1955 und 200 August 1956 (Widerspruchsbescheid)

ab9 weil der Tod des 00 nicht Folge einer Schädigung 1080

des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) sei; 00 sei auch nicht

an der anerkannten Seh‘aidigungsfolge9 der "abgegrenzten Vera

schlimmcrung der Endangiitis obliterans" verstorbeno

‘Die Klage wies das Sozialgericht (SG) Berlin durch Urteil

vom 290 Juli 1959 abo Es führte aus: "Aufgrund der allgemei—

nen medizinischen Lehre und Erfahrung sei davon auszugehen?

daß es sich hei der Endangiitis obliterans um ein Leiden auf
konstitut10neller Basis handele9 das sich bei dem Verstorbew

nen schon vor dem Wehrdienst in Form von Herzgefäßkrämpfen

bemerkbar gemacht habeo Die durch den Wehrdienst eingetretene

abgegrenztc Verschlimmerung habe seinen Tod wahrscheinlich

nicht wesentlich mitverursacht‚ der Tod sei dadurch auch

nicht mit Wahrscheinlichkeit mindestens ein Jahr früher einw

getreteno Das SG stützte seine Auffassung im wesentlichen

auf ein Gutachten des £rofo Dro R?Lti:: Die Klägerin legte

Berufung ein; sie nahm sie jedoch am 160 August 1961 zurücko

_2„
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Im September 1961 beantragte die Klägerin9 ihr Witwenversorw

gung im Wege des Härteausgleichs nach 5 89 Abs° 2 BVG idF des

1° Neuordnungsgesetzes eloNOG vom 270 Juni 1960— zu gewähren°

Das Versorgungsamt lehnte den Antrag mit Bescheid vom 70 Dezem«

ber 1961 ab, da nach den Kenntnissen der ärztlichen Wissen—

schaft keine Ungewißheit darüber bestehe9 daß die Endangiitis

obliterans9 die den Tod des Ehemannes der Klägerin herbeige—

führt habe9 keine Folge einer Schädigung 1080 des BVG gewesen

sei; die Voraussetzungen für einen Härteausgleich nach 5 89

Abso 2 BVG seien daher nicht gegebeno Der Widerspruch blieb

ohne Erfolg (Bescheid des Landesversorgungsamts vom 11„201963)o

Mit der Klage begehrte die Klägerin? ihr Witwenversorgung nach

@ 89 Abs„ 2 BVG (l° NOG) bzwo nach 5 1 Abso 3 Satz 2 BVG (20N0G)

zu gewähren; sie machte geltend9 sie könne nach diesen Vor—

schriften Versorgung im Wege des Härteausgleichs erhalten9 weil

über die Ursache des festgestellten Leidens9 an dem ihr Ehee

mann verstorben sei, in der medizinischen Wissenschaft Ungewiß—

heit besteheo

Das SG Berlin wies die Klage mit Urteil vom 260 Januar 1965 ab,

da der Rechtsanspruch der Klägerin auf Witwenrente nicht des—

wegen abgelehnt worden sei9 weil über die Ursache der Endangiim

tis obliterans in der ärztlichen Wissenschaft Ungewißheit ben

steheo Die Klägerin legte Berufung an das Landessozialgericht

(LSG) Berlin eino Das LSG lud die Bundesrepublik Deutschland‚
vertreten durch den Bundesminister für Arbeit und Sozialord-

nung9 zum Verfahren bei() Die Beigeladene teilte mit, daß sie

einer Versorgung im Wege des Härteausgleichs nicht zustimmen

könne° Das LSG wies die Berufung der Klägerin mit Urteil vom
24° Juli 1967 zurück() Es führte aus9 der Beklagte habe zu Recht
die Voraussetzungen für die Gewährung einer Versorgung im Wege

des Härteausgleichs verneint; ein Ermessensfehler liege nicht

vor° Die von der Klägerin begehrte „ntscheidung der Versorgungs—

behörden bzw° der Gerichte über eine Versorgung nach den genannw
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ten Vorschriften sei unzulässig° Ihr stehe das rechtskrafw

tige Urteil des SG Berlin vom 290 Juli 1959 entgegen (@ 141
Abs„ 1 des Sozialgerichtsgesetzes _SGGH); in diesem Urteil
sei festgestellt worden„ daß der ursächliche Zusammenhang

zwischen dem zum Tode führenden Leiden und einer Schädigung

i°S„ des BVG unwahrscheinlich seio Durch dieses Urteil sei

der Rechtsanspruch der Klägerin auf Witwenrente nicht — wie

@ 89 Abs() 2 BVG idF des 10NOG und © 1 Abs„ 1 Satz 3 BVG idF

des 20NOG es voraussetzen — mit der Begründung abgelehnt

werden? daß der ursächliche Zusammenhang des den Tod bedine

genden Leidens mit einer Schädigung i„So des BVG nur deshalb

nicht wahrscheinlich sei, weil über die Ursache des festgew

stellten Leidens (Endangiitis db1iterans) in der mediziniw
schen Wissenschaft Ungewißheit besteheo

Die Klägerin legt fristgemäß und formgerecht Revision eine

Sie beantragt , .
!

das Urteil des LSG aufzuheben und die Sache zur

neuen Entscheidung an das LSG zumickzuverweiseno

Sie rügt9 das LSG habe die Vorschrift des 5 141 Abso 1 SGG
verletzt° Das LSG habe verkannt9 daß es ohne Bindung an das

rechtskräftige Urteil des SG Berlin vom 290 Juli 1959 — und

die dieses Urteil tragenden Entscheidungsgründe @ habe prüw

fen und entscheiden müssen9 ob der Beklagte bei Brlaß der.

angefochtenen Bescheide nach @@89 Abs° 2 BVG aF bzw@ 1

Abso 1 Satz 2 BVG nF ermessensfehlerfrei ioSo des @ 54
Abso 2 Satz 2 SGG gehandelt habe°

Der Beklagte beantragt9

die Revision der Klägerin als unzulässig zu verwerfeno

Die Beigeladene stellt keine Anträge? sie führt jedoch aus9
das LSG habe rechtsirrtümlich das Recht des Beklagten zur

„5_.
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uneingeschränkten erneuten Sachprüfung und Sachentscheidung

hinsichtlich der Voraussetzungen der @@89 Abs° 2 BVG aF und

Abs° l, Abso 3 Satz 2 BVG nF unter Hinweis auf 5 141 Abs° 1

SGG verneinto Der Antrag der Revision auf Zurückverweisung

der Sache an die Tatsacheninstanz sei danach gerechtfertigt°

Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne mündliche

Verhandlung einverstanden (55 124 Abs„ 2, 153 Abso 19 165 SGG)°

‚. II

Die Revision der Klägerin ist nach 5 162 Abs„ 1 Nro 2 SGG
statthai'to Sie rügt zu Recht‚ das Verfahren des LSG leide

an einem wesentlichen Mangel°

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid vom 70 Dezember

1961 (in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 110 Februar

1965)‚ mit dem der Beklagte den Antrag der Klägerin auf Ge—
währung von Versorgung nach @89 Abso 2 BVG idF des 10 NOG
abgelehnt.hato Das LSG hat zu Unrecht die Auffassung ver[4
treten? dieser Bescheid sei schon deshalb erme55ensfehlerw

frei (@ 54 Abs° 2 Satz 2 SGG) und damit rechtmäßig‚ weil
der Beklagte durch das rechtskräftig gewordene Urteil des

SG Berlin vom 29° Juli 1959 gehindert gewesen sei„ dem Be»

gehren der Klägerin auf Gewährung einer Versorgung nach 5 89

Abs° 2 BVG idF des 10 NOG — und für die spätere Zeit nach

% 1 Abs° 3 Satz 2 BVG idF des 20 NOG — zu entsprecheno

Nach @ 141 Abs° 1 SGG binden rechtskräftige Urteile die Beteiw

ligten‚ soweit über den Streitgegenstand entschieden worden

ist° Die Rechtskraft des Urteils wirkt danach nur soweit,

als der Streitgegenstand des früheren Prozesses mit dem
Streitgegenstand des neuen Prozesses identisch ist0 Dabei deckt
sich der Begriff Streitgegenstand mit dem des erhobenen ®r0w

zessualen) Anspruchs 1080 des 5 322 der Zivilprozeßordnung

—6-
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(ZPO), dem Klagebegehren° Die Rechtskraft umfaßt nur den
Streitgegenstand selbst, nicht die ihn bedingenden oder durch

ihn bedingten Rechtsverhältnisse; die Urteilselemente nehmen

an der Rechtskraft nicht teil; die Feststellung der tatsäch-

lichen und rechtlichen Voraussetzungen der Entscheidung sind

grundsätzlich nicht der Rechtskraft fähig° Daran ändert nichta

daß die Urteilsgründe zur Ermittlung des Streitgegenstandes

heranzuziehen sind (vglo BSG 9, 17; 14, 99 mit weiteren Hin—
weisen),

In dem gerichtlichen Verfahren, das zu dem rechtskräftig ge—

wordenen Urteil des SG vom 290 Juli 1959 geführt hat, hat sich

die Klägerin gegen die Rechtsmäßigkeit der Bescheide vom 5, Ok—

tober 1955 und 20, August 1956 gewandt, mit denen der Beklagte

ihren Anspruch auf Witwenrente nach dem BVG abgelehnt hatte;

sie hat diesen RechtsanSpruch geltend gemacht° Das SG hat

die Klage abgewiesen° Dieses rechtskräftige Urteil bindet

die Beteiligten insbweit, als die Rechtmäßigkeit der damals

angefochtenen Verwaltungsakte festgestellt und der Rechts—

anspruch auf die Witwenrente verneint worden ist, Die Fest—

stellung in den Gründen dieses Urteils, es sei (zwar möglich,

aber) nicht wahrscheinlich, daß der Tod des 0, an einer

Endangiitis obliterans ursächlich mit einer Schädigung i„SO

des BVG oder mit anerkannten Schädigungsfolgen zusammenhänge,

ist für die Beurteilung des Streitgegenstandes des jetzigen

Verfahrens ohne Bedeutung° Der jetzt "erhobene Anspruch" ist

das Begehren der Klägerin auf Witwenversorgung nach 5 89 Abso2

BVG idF des 1„ NOG bzw° nach 5 1 Abso 3 Satz 2 BVG idF des 2°
NOG, also das Begehren auf eine Ermessensleistung, für die

besondere Voraussetzungen bestehen°

Dieser Streitgégenstand ist nicht identisch mit dem Streit—

gegenstand des früheren Prozesses, Es handelt sich hier viel—

mehr um ein Klagebegehren, das von der Grundlage des in dem

ersten Prozeß erhobenen Anspruchs verschieden ist, Daran än—

dert_nichts, daß durch beide Klagebegehren eine Versorgungs—

leistung erstrebt wird, die auf dem Tod des Beschädigten be-

...7-
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ruht° Die Auffassung des LSG„ die Versorgungsbehörden

und die Gerichte dürften im Verfahren auf Versorgung nach

% 89 Abs° 2 BVG aF bzw° nach 5 l Abs° 3 Satz 2 BVG nF keine

neue sachliche Entscheidung über den ursächlichen Zusammen—

hang treffen‚ weil es sonst zu gegensätzlichen Beurteilun—

gen des ursächlichen Zusammenhangs kommen könnte9 geht an

der hier zu entscheidenden Rechtsfrage vorbei. Der Umstand‚

daß im Verfahren über den Rechtsanspruch auf Witwcnversorgung

die Gründe eines rechtskräftigen Urteils die tatsächliche

Feststellung enthalten‚ der ursächliche Zusammenhang sei un—

wahrscheinlich9 hindert die Versorgungsbehörden und Gerichte

nicht9 bei der Entscheidung über die Ermessensleistung nach

den genannten Vorschriften festzustellen? daß "die erfordere
liche Tahrscheinlichkeit nur deshalb nicht gegeben ist‚ weil

über die Ursache des Leidens in der medizinischen Wissenschaft

Ungewißheit besteht"o Eine solche Beurteilung des ursächli—

chen Zusammenhangs würde nicht9 wie das LSG meint‚ dem benach—

teiligten Beteiligten das Recht zu einer Restitutionsklage

nach @‘179 sec i„v„m„ @580 Nm 7 a ZPOverschaffen; das
erste Urteil ist weder "in derselben Sache" erlassen worden

noch erstreckt sich seine Rechtskraft auf die tatsächlichen

Feststellungen in den Urteilsgründen9 die die Verneinung des

Rechtsanspruchs stützen solleno Das LSG beruft sich auch Zu

Unrecht auf das Urteil des BSG vom 210 Oktober 1958 (BFG 89 189)°

Es handelt sich im vorliegenden Falle, nicht wie in diesem Urteil9

um die Frage() inwieweit die Verwaltung _ bei einer späteren Ent-

scheidung über den gleichen Streitgegenstand _ an die rechte
liche Beurteilung gebunden ist‚ die der Aufhebung eines Ver—

waltungsaktes in einem rechtskräftigen Urteil zugrunde gelegt

werden ista

Die Auffassung des LSG läuft darauf hinaus? daß die Anwendung des
© 89 Abs° 2 BVG aF und des $ 1 Abs() 3 Satz 2 n? und damit die
Gewährung von Versorgung nach diesen Vorschriften grundsätzlich

rechtlich unzulässig wäre9 wenn bereits in einem rechtskräftigen

Urteil über den Rechtsanspruch auf Versorgung der ursächliche

_ 8 _
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Zusammenhang als nicht wahrscheinlich angesehen werden ist‚

es sei denn9 daß dies ausdrücklich damit begründet worden

ist9 der ursächliche Zusammenhang sei nicht beurteilbar9

weil die Ursachen des Leidens in der medizinischen Wissen—

schaft ungewiß seieno Dies widerspricht dem Sinn und Zweck

der gesetzlichen Sonderregelung„ die die Versorgung nach

@ 89 Abs° 2 BVG aF und @l Abso 5 Satz 2 BVG nF zum Gegene

stand hato Die Regelung soll die Möglichkeit einer Ermessens»

leistung auf einer besonderen Anspruchsgrundlage‚ nämlich

der Ungewißheit über die Ursache des festgestellten Leidens9

eröffnen; sie will damit auch dem Umstand Rechnung tragen„

daß frühere medizinische Beurteilungen des ursächlichen

Zusammenhangs bei der Entscheidung über den Rechtsanspruch

möglicherweise auf unterschiedlichen — und nicht gesicherten „
medizinisch—wissenschaftlichen Lehrmeinungen beruht habeno

Das LSG hat danach zu Unrecht den Beklagten wegen der Rechts—

kraft des Urteils vom 29° Juli 1959 als gehindert angesehen9

der Klägerin Versorgung nach @ 89 Abs0 2 BVG aF bzwo @ 1
Abs() 5 Satz 2 BVG nF zu gewähren() Es hat die rechtserhebm

lichen Feststellungen, von denen die Rechtmäßigkeit des

angefochtenen Bescheids nach 5 54 Abs„ 2 Satz 2 SGG abhängt9

nicht getroffene Das Verfahren des LSG leidet deshalb an
einem wesentlichenl■angel9 den die Klägerin auch in der nach

5 164 Abso 2 Satz 2 SGG gebotenen Form gerügt hat (vglo hierw

zu BSG 8, 2849 290)o

Die Revision ist auch begründet° Die Entscheidung des LSG
hätte anders ausfallen können‚ wenn es eine ordnungsgemäße

Sachprüfung nach 5 54 Absa 2 Satz 2 SGGvorgenommen hatteo
Das angefochtene Urteil ist danach aufzuhebenc Das BSG

kann nicht selbst in der Sache entscheiden9 weil ausreichen—

de Feststellungen für eine abschließende Entscheidung fehleno
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Da die Voraussetzungen der 55 1659 153 Abs„ 1 und 124 Abso 2

SGG erfüllt sind9 ist die Sache‚ wie geschehen, nach 5 170

Abso 2 Satz 2 SGG an das LSG zurückzuverweiseno

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließen—

den Urteil vorbehalteno
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